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36-61-sch         18.08.2022 
Michael Schmidt 
Tel.:36100 
 
 
 
01  
- über Herrn Stadtkämmerer Molitor  gez. Molitor 
- über Herrn Oberbürgermeister Richrath gez. Richrath 
 
 
 
Vereine stärken - Gebührenerlass und Bürokratieabbau für Vereinsveranstaltun-
gen 
- Antrag der CDU-Fraktion vom 26.06.2022 
- Antrag Nr. 2022/1601 
 
Mit Antrag vom 26.06.2022 fordert die CDU-Fraktion folgende Maßnahmen zur Unter-
stützung für Vereinsveranstaltungen: 
 

1. Die Stadt Leverkusen erstattet bzw. erlässt den ortsansässigen Vereinen und 
Verbänden die Verwaltungsgebühren, die ihnen bei der Planung/Durchführung 
von Veranstaltungen im Leverkusener Stadtgebiet entstehen. 

2. Die Verwaltung prüft den Bürokratieaufwand für Vereine und Verbände im Rah-
men von Beantragungen und Genehmigungsprozessen bei Veranstaltungen und 
reduziert den Aufwand auf das kleinste, nötige und rechtlich mögliche Maß, um 
den Beantragungsprozess zu vereinfachen. 

3. Die Verwaltung prüft, inwieweit der Erlass der Gebühren so gestaltet werden 
kann, dass ausschließlich Vereine begünstigt werden, die sich dem gesellschaftli-
chen Zusammenhalt, dem Sport, der Brauchtumspflege oder vergleichbaren ge-
meinnützigen Zwecken widmen. 
Der Erlass von Verwaltungsgebühren ist ausdrücklich nicht für Parteien, politi-
sche Gruppierungen oder Listen gedacht. 
 

Stellungnahme der Verwaltung (in Bezug auf Vereinsveranstaltungen im öffentlichen 
Verkehrsraum): 
 
Zu 1. 
Grundsätzlich ist zwischen Verwaltungsgebühren und sonstigen Gebühren, wie z. B. 
Sondernutzungsgebühren, zu unterscheiden. 
 
Bei der Verwaltungsgebühr handelt es sich um eine Gebühr in Form einer finanziellen 
Gegenleistung für eine Amtshandlung oder sonstige Verwaltungstätigkeit der Verwal-
tung. Die Gebührentarife richten sich in der Regel nach bundes- oder landesweiten Ver-
waltungsgebührenordnungen und werden für die Amtshandlungen der Verwaltung 
(sprich in diesem Sinne die Bearbeitung) erhoben. Die Verwaltungsgebühren machen in 
der Regel lediglich einen kleinen Teil der finanziellen Gebühren aus. 
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Beispielsweise erfolgt bei gewerberechtlichen Festsetzungen von Veranstaltungen nach 
§ 69 Abs. 1 Satz. 1 und § 69a der Gewerbeordnung die Gebührenfestsetzung nach der 
Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung NRW (AVerwGebO NRW). Hier ist ein Ge-
bührenrahmen zwischen 50 bis 3.000 Euro vorgeschrieben. Gleiches gilt für die Gestat-
tungen nach § 12 Abs. 1 GastG, wonach ein Gebührenrahmen zwischen 25 bis 1.000 
Euro vorgeschrieben ist. Allerdings kann nach § 3 der AVerwGebO NRW von der Erhe-
bung von Gebühren und Auslagen auf Antrag insoweit abgesehen werden, als dies aus 
Gründen der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten, geboten er-
scheint. Von der Reduzierung bzw. dem Erlass dieser anlassbezogenen Gebühren (je 
nach Veranstaltungsart und Zweck), wie z. B. gewerberechtlicher Festsetzung oder Aus-
schankerlaubnis, wird abgeraten, da diese überwiegend im gewerblichen Bereich anfal-
len und sicherlich zu Begehrlichkeiten und Forderungen von anderen Veranstaltenden 
führen würden und nicht der Ausnahme nach § 3 der AVerwGebO NRW entsprechen. 
 
Weiterhin werden bei Erlaubnissen für Veranstaltungen nach § 29 Abs. 2 StVO und § 45 
StVO die Verwaltungsgebühren nach dem bundesweiten Gebührenrahmen der Gebüh-
renordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) berechnet und richten sich u. 
a. nach Art und Umfang der Veranstaltungen sowie ggf. erforderlicher Ortstermine. Die-
ser Rahmen geht von 10 bis 767 Euro für normale Veranstaltungen und bei Großveran-
staltungen oder bei erhöhtem Arbeitsaufwand von 767 bis 2.301 Euro. Hier werden die 
Gebühren für Volksmärsche, Schützenumzüge sowie Volks- und Straßenfeste als auch 
kirchliche und religiöse Veranstaltungen verwaltungsintern bereits deutlich reduziert. 
 
Sonstige Gebühren, z. B. Sondernutzungsgebühren (für die Sondernutzung des öffentli-
chen Verkehrsraumes) richten sich nach dem innerstädtischen Gebührenrahmen und 
machen in der Regel den größten Teil der finanziellen Unkosten aus. Diese sind in der 
Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen 
in der Stadt Leverkusen geregelt. 
 
In dieser Satzung bestehen bereits eindeutige und über den Rat der Stadt Leverkusen 
beschlossene Regularien/Gebührentarife, welche bei einem Bestreben nach langfristi-
gen und dauerhaften weitergehenden Änderungen/Gebührenreduzierungen entspre-
chend angepasst werden müssten. Die Sondernutzungssatzung ist dieser Stellung-
nahme als Anlage beigefügt. 
 
Allerdings bestehen im Rahmen dieser aktuell gültigen Sondernutzungssatzung bereits 
eindeutige Vorschriften, auch zu Gebührenreduzierungen:  
 

• Beispielsweise kann nach § 9 Abs. 3 von der Erhebung von Verwaltungsgebüh-
ren abgesehen werden, wenn die zu genehmigende Sondernutzung im Interesse 
und zum Vorteil der Stadt und nach den Abs. 4 und 5 gebührenfrei ist. 

 
• Weiterführend werden Sondernutzungsgebühren nach § 9 Abs. 4 für Sondernut-

zungen, die im Sinne der Abgabenordnung gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen bzw. politischen Zwecken dienen, nicht erhoben.  

 
• Rabatte bis zu 25 % können für die Veranstaltungen von mehr als 3 Tagen hin-

tereinander bzw. für Veranstaltungen mit großen Kapazitäten sowie mit einem 
hohen Image bzw. Öffentlichkeitswert oder großer wirtschaftlicher Bedeutung für 
die Stadt Leverkusen durch die zuständige Fachbereichsleitung ausgesprochen 
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werden. Über Rabattierungen, die darüber hinausgehen, bis hin zu einer Gebüh-
renbefreiung entscheidet der Rat der Stadt Leverkusen durch Beschluss. 

 
Zudem ist im Hinblick auf die Sondernutzungsgebühren in der entsprechenden Anlage 
festgelegt, dass Sondernutzungen für Schaustellereinrichtungen und Verkaufsstände für 
Brauchtumsvereine (z. B. Karnevals- und Schützenvereine) sowie sonstige in ähnlicher 
Weise tätige Vereine, z. B. Sportvereine, Geselligkeitsvereine sowie Benefizveranstal-
tungen oder Veranstaltungen bereits von den Sondernutzungsgebühren befreit sind. 
 
Abschließend ist festzuhalten, dass umfangreiche Gebührenreduzierungen sowie auch 
Gebührenbefreiungen seitens der Verwaltung bereits bei gemeinnützigen Vereinen, 
aber auch sonstigen gesellschaftlichen Veranstaltungen im Rahmen der gesetzlichen 
und städtischen Regularien vorgenommen werden, sodass dem Ansinnen des Antrages 
somit entsprochen wird. 
 
Berücksichtigt werden sollte im Hinblick auf die Mindest- bzw. Grundgebühr an dieser 
Stelle ebenfalls der städtische Verwaltungs- und Personalaufwand, der mit der Koordi-
nierung, Prüfung und Bearbeitung von Veranstaltungen einhergeht.  
 
Zur weitergehenden verbindlichen Gebührenreduzierung/-befreiung im Rahmen der 
rechtlichen Möglichkeit könnte bei entsprechender Beschlussfassung festgehalten wer-
den, dass Vereine, welche eine aktuell gültige Gemeinnützigkeitsbescheinigung des Fi-
nanzamtes bei Antragstellung vorlegen, im Rahmen der Vereinsveranstaltungen (Son-
dernutzungsgebühren und Erlaubnis für Veranstaltungen) lediglich den rechtlich mögli-
chen Mindestgebührenbetrag bezahlen müssten. Diese Regelung müsste ggf. im Zuge 
einer Satzungsänderung aufgenommen werden. 
 
Dementsprechend wird angeraten, die o. g. bestehenden Rahmenbedingungen für Ge-
bührenbefreiungen und -reduzierungen weiterhin anzuwenden und verwaltungsintern 
auf eine entsprechende konsequente und wohlwollende Anwendung bei Anträgen von 
Vereinen hinzuweisen. 
 
Zu 2. 
Die Stadt Leverkusen hat bereits vor Jahren eine zentrale Koordinationsstelle für Veran-
staltungen und Großveranstaltungen mit zwei Stellen eingerichtet, welche in diesem 
Jahr dem Fachbereich Stadtmarketing zugeordnet wurden. Alle Anträge für Veranstal-
tungen gehen in der Regel zuerst dort ein und werden entsprechend koordiniert. Dort 
können sich Antragstellende vor, während und nach der Antragstellung beraten lassen 
und Hilfe anfordern. Es werden auch nur die tatsächlich erforderlichen Unterlagen und 
Anträge angefordert und an die einzelnen Sachgebiete und Fachbereiche weitergeleitet. 
Diese sind jedoch nach Größe und Teilnehmendenzahl unterschiedlich, da bei einer 
Großveranstaltung (Karnevalsumzug, Fußballspiel, Halbmarathon usw.) weitaus mehr 
zu beachten und im Vorfeld u. a. aus Sicherheitsgründen zwingend zu berücksichtigen 
ist, als beim kleinen Vereinsfest oder dem Polterabend. 
 
Eine weitere Reduzierung der Anträge und Formulare ist nicht möglich, da hier bereits 
aus Kundenfreundlichkeit nur das unbedingt Notwendige gefordert wird. 
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Zu 3. 
Eine Auswahl der Vereine nach den beantragten Vorgaben würde sich in der Praxis als 
schwierig erweisen, da Vereine sich nur als eingetragenen Verein ausgeben dürfen, 
wenn sie ausschließlich gemeinnützig tätig sind. Allerdings ist zu bedenken, dass es 
auch einige eingetragene Vereine gibt, die nicht den obigen Zielen entsprechen und so-
mit schwierige und rechtlich angreifbare Einzelfallentscheidungen nach den o. g. Krite-
rien getroffen werden müssten. 
 
Dementsprechend dürfte insbesondere unter dem Aspekt der Gleichbehandlung eine 
eindeutige Unterscheidung und entsprechende Handhabung schwierig sein und den 
Verwaltungsaufwand bzw. die Bearbeitung deutlich erschweren. 
 
Ordnung und Straßenverkehr i. V. mit Stadtmarketing 
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